
Bundeskanzler  Prof.  Dr.  Erhard  gab  am  15.  Februar  1964  zu  den  deutsch-französischen
Gesprächen im Deutschen Fernsehen dem Pariser Sprecher Scholl-Latour folgendes Interview:

Frage:

Es  ist  in  letzter  Zeit  gelegentlich  bemängelt  worden,  dass  die  Einigung  Europas  nur  auf
wirtschaftlichem Gebiet vorangeht, aber nicht auf politischem Gebiet, dass eine politische Lücke
entstanden  ist.  Bestehen nun  konkrete  Aussichten,  dass  sich  eine  politische  Union  Europas
oder eine Art Konföderation in absehbarer Zeit anbahnt?

Antwort:

Ich glaube; man kann diese Frage nicht in der Weise beantworten, dass schon ganz bestimmte
Formen eines politischen Zusammenhalts Europas vorgezeichnet werden können. Aber ich bin
nach wie vor der Überzeugung, dass der politische Elan nicht erlahmen darf, und ich bin dazu
auch  noch  der  Überzeugung,  dass  wir  in  der  wirtschaftlichen  Integration  Europas  nur
weiterkommen,  wenn  wir  vor  allen  Dingen  vor  entscheidenden wirtschaftlichen,  sozialen  und
finanziellen Fragen doch zu einer größeren gemeinsamen politischen Willensbildung hinfinden.

Frage:

Offenbar  haben  in  den  letzten  zwei  Tagen  hier  in  Paris  auch  die  bilateralen  französisch-
deutschen  Wirtschaftsbeziehungen  im  Vordergrund  gestanden,  und  man  hat  von  einer
gemeinsamen  Konjunkturpolitik  gesprochen.  Schließt  das  nicht  auch  eine  gemeinsame
Sozialpolitik ein, und welche konkreten Maßnahmen sind da ins Auge gefasst?

Antwort:

Ich  glaube,  man  sollte  die  deutsch-französischen  Gespräche  nicht  so  sehr  oder  nicht  allein
unter  einem bilateralen Gesichtspunkt  her begreifen.  Sicher  sind Frankreich und Deutschland
besonders starke Partner,  aber wir  wollen uns ja nicht  absentieren von der EWG. Wir  wollen
nicht  ein  Block  im  Block  sein.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  wir  uns  bei  solchen
Zusammenkünften  natürlich  auch  über  die  Probleme unterhalten,  die  im  wirtschaftlichen  und
sozialen Leben unserer Völker, darüber hinaus auch in Europa, von Bedeutung sind. Die letzten
Entscheidungen  sind  nicht  bilateral  zu  treffen,  sondern  werden  natürlich  innerhalb  der  EWG
gefällt werden. Aber eine Diskussion darüber, eine freie und unverbindliche Aussprache scheint
mir doch von besonderem Wert zu sein.

Frage:

Auf  französischer  Seite  wird  großer  Wert  auf  eine  gemeinsame  deutsch-französische
Entwicklungshilfe gelegt, und zwar nicht nur in Afrika, sondern auch in Lateinamerika. Besteht
da  nicht  die  Befürchtung,  dass  von  amerikanischer  Seite  gegen  eine  solche  gemeinsame
deutsch-französische Aktion gewisse Bedenken auftauchen, zumal der französische Standpunkt
in der dritten Welt, in Washington, zurzeit nicht ganz populär ist?

Antwort:

Ich  glaube,  diese  Fragestellung  ist  zu  absolut  und  fast  zu  scharf  konkretisiert.  Es  ist
verständlich,  dass,  wenn  in  diesem  Jahr  noch  der  deutsche  Bundespräsident  und  der
französische  Staatspräsident  lateinamerikanische  Länder  besuchen,  ganz  zwangsläufig  das
Problem  der  Entwicklungshilfe,  das  Problem  der  Handelsbeziehungen  eine  entscheidende
Rolle spielen wird. Ich glaube nicht, dass eine Zusammenarbeit oder eine Koordinierung, eine
Schwergewichtsverteilung  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  hier  irgendeinen
antiamerikanischen Effekt  haben könnte.  Denn die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben
sowohl Frankreich wie Deutschland ja immer wieder aufgefordert, in Lateinamerika das zu tun,
was überhaupt möglich ist, um diesen Kontinent zu retten. Die Frage nun, welches Land mit
der  besten Assiette  antreten kann,  ist  nicht  absolut  zu beantworten.  Doch glaube ich,  dass
sowohl  Frankreich  als  auch  Deutschland  mit  einem  guten  Gesicht  in  Lateinamerika  tätig
werden  können,  wobei  wir  uns  darüber  klar  sind  -  ich  habe  das  auch  sehr  deutlich
herausgestellt -, dass die finanziellen Mittel, Frankreichs allein, auch nicht die Deutschlands,
noch  die  unserer  beiden  Länder  zusammen  ausreichen  werden,  um  hier  wirklich
Entscheidendes zur Stabilisierung einer freiheitlichen Ordnung zu tun.

Frage:

Sie haben immer wieder gesagt, dass Deutschland nicht zu wählen habe zwischen Washington
und Paris. Und besteht nun nicht die Gefahr, dass es aus dieser Weigerung, zwischen Amerika



und  Paris  zu  wählen  zu  einem  Zeitpunkt,  wo  eine  gewisse  Abkühlung  stattfindet  zwischen
Amerikanern und Franzosen, zu einem Immobilismus in der deutschen Außenpolitik kommt?

Antwort:

Wir stehen vor keiner Entscheidung. Ich lehne diese Fragestellung mit aller Entschiedenheit
ab. Sie wird weder von Washington erhoben noch von Seiten Frankreichs. Und ich glaube, wie
die freie Welt in sich geordnet ist, bei allen Nuancierungen, allen Variationsmöglichkeiten, ist
diese  Frage  völlig  unberechtigt.  Es  gibt  keinen  deutschen  politischen  Immobilismus.  Zuviel
Mobilismus  würde  uns  sogar  der  Gefahr  aussetzen,  dass  wir  nicht  mehr  wissen,  wo  wir
stehen.  Ich  glaube,  wir  können  nur  stehen  treu  zur  europäischen  Integration,  treu  zur
atlantischen Gemeinschaft und treu zum Bündnis, das die freie Welt zu schützen hat.
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